
Rechte des nicht schuldenden Ehegatten zu wahren, 
steht diesem ein Widerspruchsrecht zu. dessen Aus­
übung zur einstweiligen Einstellung der Zwangsvoll­
streckung führt (§ 38). Damit bei der Pfändung einer 
gemeinschaftlichen Forderung (z. B. eines gemeinsamen 
Kontos oder einer beiden Ehegatten gemeinschaftlich 
zustehenden Mietforderung) der nicht schuldende Ehe­
gatte ggf. widersprechen kann, darf zunächst, nur die 
Pfändung ausgesprochen werden. Eine Überweisung 
der Forderung darf erst dann erfolgen, wenn nicht 
widersprochen worden ist (§37 Abs. 3).
Gibt sich der Gläubiger nach der einstweiligen Ein­
stellung der Zwangsvollstreckung zufrieden, weil er 
inzwischen anderweitig befriedigt wurde oder auf 
eine weitere Vollstreckung verzichtet, so ist die 
Zwangsvollstreckung endgültig einzustellen. Beantragt 
er aber deren Fortsetzung, dann hat das Gericht mit 
"allen'Beteiligten eine Verhandlung durchzuführen. In 
“dieser ist auf Eine gütliche Einigung hinzuwirken. 
Entsprechend den Vorschlägen der Beteiligten sind ggf. 
solche Maßnahmen, wie sie auch für die Vermögens­
teilung möglich sind, zur Wahrung der Rechte aller 
Beteiligten zu treffen (§ 39).
Der Sekretär des Vollstreckungsgerichts ist für den 
Erlaß des Pfändungsbeschlusses und des Überwei­
sungsbeschlusses, für die Einleitung der Zwangsvoll­
streckung und für den Erlaß des Beschlusses zur vor­
läufigen Einstellung der Zwangsvollstreckung bei 
Widerspruch des nichtschuldenden Ehegatten zuständig

(§ 38). Die im Falle des Widerspruchs notwendige 
mündliche Verhandlung ist von der Kammer für Fa­
miliensachen beim Vollstreckungsgericht durchzufüh­
ren (§ 39 Abs. 1).
Da insbesondere bei Unterhaltsforderungen in erster 
Linie das Arbeitseinkommen des Schuldners gepfändet 
wird und erst dann, wenn auch sein Vermögen für 
die Befriedigung der Forderungen des Gläubigers nicht 
ausreicht, eine Vollstreckung in das gemeinschaftliche 
Eigentum und Vermögen der Ehegatten erfolgen darf* 
dürfte das vorgesehene Verfahren nur selten zur An­
wendung kommen. Es kommt hinzu, daß die der 
Lebensführung beider Ehegatten und der Familie die­
nenden notwendigen Gegenstände für die Zwanes- 

’ Vollstreckung kaum zur Verfügung stehen, weil sie un- 
'pfändbar im Sinne des § 811 ZPO sind.
Unberührt bleibt das Recht eines Ehegatten, Dritt­
widerspruchsklage nach § 771 ZPO zu erheben, wenn 

‘die Zwangsvollstreckung in Gegenstände betrieben 
wurde, die nicht zum gemeinschaftlichen Vermögen 
gehören, sondern sein alleiniges Eigentum sind.

$

Die FVO stellt einen weiteren Schritt zur Vervoll­
kommnung des sozialistischen Verfahrensrechts dar. 
Sie wird dazu beitragen, das gerichtliche Verfahren 
weiterzuentwickeln und Erfahrungen für die endgül­
tige Ausgestaltung des sozialistischen Verfahrensrechts 
in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen zu sam­
meln.

HELMUT HAUSCHILD, miss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Neuregelung des Verfahrens zur Sicherung des Pfandrechts 
am Arbeitseinkommen

Die 2. DB zur VO über die Pfändung von Arbeitsein­
kommen (APfVO) vom 12. Oktober 1965 (GBl. II S. 757) 
dient der weiteren Sicherung einer Pfändung in Ar­
beitseinkünfte bei Wechsel der Arbeitsstelle durch 
den Schuldner1. In ihr wurden die Erfahrungen der 
Gerichte und Betriebe sowie die Vorschläge der Bür­
ger zur Weiterentwicklung bewährter Prinzipien unse­
res Vollstreckungsrechts berücksichtigt1 2.
Die Neuregelung ist davon bestimmt, daß stärker als 
bisher moralische Faktoren fördernd auf das Verhalten 
und die Erziehung eines Schuldners wirken und daß 
sich der Arbeitsaufwand in den Betrieben ohne Ein­
schränkung der Verantwortlichkeit verringert. Ihre 
Wirksamkeit hängt entscheidend davon ab, wie die 
Betriebe die ihnen übertragenen Pflichten bei der Be­
gründung und Beendigung eines Arbeitsrechtsverhält­
nisses einhalten. Dabei geht es darum, die sozialistische 
Gesetzlichkeit im Vollstreckungsverfahren bei ent­
sprechender Mitverantwortung der Betriebe und der 
gesellschaftlichen Kräfte weiter zu festigen und zu 
verhindern, daß durch rücksichtslose Schuldner der 
Unterhalt insbesondere für Kinder gefährdet wird.
Neu ist die Möglichkeit, daß der Sekretär des Gerichts 
auf Antrag des Schuldners gem. § 1 Abs. 2 die Voll­
streckung einstellen kann, wenn keine Rückstände 
bestehen und künftig die Gewähr regelmäßiger Zah-

1 Die 2. DB zur APfVO tritt mit Wirkung vom 2. April 1966 in 
Kraft. Sie ist sinngemäß auch auf LPG-Mitglieder und Mit­
glieder anderer Genossenschaften anzuwenden. Die 1. DB zur 
APfVO vom 18. Februar 1964 (GBl. II S. 195) tritt am gleichen 
Tage außer Kraft.
2 Vgl. zur Erläuterung der 1. DB zur APfVO Krüger, „Weiter-
gelten des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses bei Ar­
beitsplatzwechsel des Schuldners“, NJ 1964 S. 208. Unter Hinweis 
auf diesen Beitrag werden hier lediglich die Veränderungen der 
gegenwärtigen Praxis erörtert.

lungen gegeben ist. Diese Bestimmung ist ein Anreiz 
für alle Schuldner, ihren Verpflichtungen gewissenhaft 
nachzukommen. Der Sekretär muß dabei prüfen, inwie­
weit bei Würdigung der Interessen des Schuldners das 
Recht des Gläubigers auf Realisierung seiner Ansprüche 
gesichert bleibt. Die Anhörung des Gläubigers ist uner­
läßlich, weil jede Aufhebung der Pfändung in Arbeits­
einkünfte zum Rangverlust führt und deshalb bei 
späterer Geltendmachung nachteilige Folgen eintreten 
können. Bei der Abwägung der beiderseitigen Inter­
essen werden solche Umstände wie die Persönlichkeit 
des Schuldners, seine Einstellung zur Arbeit, sein Ver­
halten im Kollektiv sowie seine sonstigen Lebensver­
hältnisse gebührend zu würdigen sein. Die gute Zu­
sammenarbeit mit den Betrieben und gesellschaftlichen 
Kräften wird die Entscheidung erleichtern und im 
gegebenen Fall eine vereinbarte Lohnabtretung gemäß 
§ 59 Abs. 1 Buchst, c GBA ermöglichen. Außerdem kön­
nen mit dieser Regelung übereilte und u. U. sogar aus 
Schikane eingeleitete Vollstreckungsmaßnahmen auf­
gehoben werden, wenn die in § 1 Abs. 2 enthaltenen 
Voraussetzungen erfüllt sind.
Zukünftig wird auf sog. Negativbescheinigungen, mit 
denen zur Zeit noch bei jedem Wechsel der Arbeits­
stelle erklärt werden muß, daß keine Pfändung vor­
liegt, verzichtet. Die Betriebe3 haben nur noch dann 
eine Bescheinigung zu erteilen, wenn bei der Auf­
lösung des Arbeitsrechtsverhältnisses das Einkommen 
des Werktätigen gemäß §§ 829 ff. ZPO in Verbindung 
mit der APfVO gepfändet ist.
Zur Kontrolle der Schuldner ist es notwendig, auf der

3 Der Begriff „Betrieb“ ist im weitesten Sinne zu verstehen. 
Er erfaßt jeden, der bei der Pfändung in Arbeitseinkommen 
oder in Einkünfte aus Genossenschaftsverhältnissen Dritt­
schuldner sein kann.
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